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Stellungnahme im Begutachtungsverfahren zum Entwurf eines Bundesgesetzes, das das 

Versammlungsgesetz 1953 ändern soll  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

Bezug nehmend auf den aktuell in Begutachtung befindlichen Entwurf eines Bundesgesetzes, das das 
Versammlungsgesetz 1953 ändern soll, geben wir unten folgende Stellungnahme ab. 

 

Einleitend möchten wir anmerken, dass das Menschenrecht Versammlungsfreiheit zur Zeit unter 

starker Bedrängnis steht. VIER PFOTEN betrachtet Angriffe gegen dieses sehr hart erkämpfte 

Grundrecht mit großer Sorge, besonders in Zeiten autoritärer Tendenzen in Europa. Die 

Versammlungsfreiheit bildet gemeinsam mit der Pressefreiheit und dem Recht auf freie 

Meinungsäußerung einen Eckpfeiler einer gesunden Demokratie und darf niemals leichtfertig 

eingeschränkt werden.  

 

Im Detail wird Folgendes angemerkt:  

 

§ 2 Abs 1: Die Wortfolge soll von „24 Stunden“ auf „48 Stunden“ geändert werden. 

 

Aus Sicht von VIER PFOTEN ist die Verlängerung der Anzeigepflicht sachlich nicht begründet. Die 

zeitnahe Reaktion auf tagespolitische Entwicklungen wird durch die Verlängerung verschärft, ohne 

dabei der Verwaltung eine wesentliche Erleichterung zu gewähren.  

 

Das Versammlungsrecht schützt zudem auch ausdrücklich spontane Versammlungen. Diese würden 

wohl durch eine Fristverlängerung zunehmen. Spontanversammlungen sind jedoch von Auflösung 

durch Polizei und anderen Einschränkungen bedroht. Fehlende Anzeigen werden zudem in der Praxis 
mit Verwaltungsstrafen geahndet, auch wenn das Recht auf spontane Versammlungen durch Artikel 

11 EMRK sowie Artikel 12 StGG geschützt wird. 

 

VIER PFOTEN lehnt die Verlängerung der Anzeigefrist entschieden ab und fordert die 

antragstellenden Abgeordneten dazu auf, diesen Passus zu streichen. 
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